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Drucksache V/1920 


Der Bundesminister der Finanzen 

IV B/3 S 2370 - 22/67 


Bonn, den 20. Juni 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Untersdiiedliche steuerliche Behandlung des Kranken- 
haus-Pflegepersonals 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Müller (Berlin), Stingl, 
Meis, Frau Jacobi (Marl) und Genossen 
- Drucksache V/1692 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Benehmen mit dem Herrn 
Bundesminister der Justiz, dem Herrn Bundesminister des Innern, 
dem Herrn Bundesministerfür Arbeit und Sozialordnung und dem 
Herrn Bundesminister für Gesundheitswesen wie folgt: 

Nadi § 34 a des Einkommensteuergesetzes (EStG) sind die gesetz- 
lichen oder tariflichen Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und 
Nachtarbeit steuerfrei, wenn der Arbeitslohn insgesamt 24000 DM 
nichtübersteigt. Der Begriff „ tariflich" ist nach der ständigen Redit- 
sprechung des Bundesfinanzhofs im Sinne von „tarifvertraglich" 
zu verstehen (BFH-Urteile vom 25. Oktober 1963 - VI 162/62 S - 
BStBl. 1 964 III S. 1 1 ; vom 5. März 1 965- VI 258/63 U - BStBl. 1 965 III 
S. 355 und vom 25. November 1966 - IV 227/65 - BStBl. 1967 III 
S. 1 17).DieZuschlägesind alsosteuerfrei, wenn sie auf Grund einer 
für den Arbeitgeber und die Arbeitnehmer verbindlichen tarif- 
vertraglichen Regelung gezahlt werden. Darüber hinaus sind nach 
der Entscheidung vom 25. Oktober 1963 Zuschläge im Sinne des 
§ 34 a EStG, die ein tarifgebundener Arbeitgeber an nicht tarif- 
gebundene (nicht gewerkschaftlich organisierte) Arbeitnehmer 
zahlt, steuerfrei, soweit nach den Vereinbarungen zwischen diesen 
Arbeitnehmern und dem Arbeitgeber die Bestimmungen des 
Tarifvertrages gelten. Gehört der Arbeitgeber keinem tarif- 
gebundenen Arbeitgeberverband an, so greift nach den angeführ- 
ten Entscheidungen die Begünstigung des § 34 a EStG dann ein, 
wenn die Bestimmungen des für die Branche einschlägigen Tarif- 
vertrages auf Grund der Vereinbarung zwischen dem Arbeitgeber 
und seinen Arbeitnehmern in vollem Umfang übernommen 
worden sind. 
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Die den Krankenschwestern gezahlten Zuschläge für Nachtarbeit 
sind demnach nicht nur steuerfrei, wenn sie im Rahmen eines tarif- 
gebundenen Arbeitsverhäitnisses gezahlt werden, sondern 
auch, wenn bei nidit tarifgebundenen Arbeitsverhältnissen 
zwisdien Arbeitgeber und Arbeitnehmern eine Tarifunter- 
stellung im Sinne der vorbezeichneten Rechtsprechung verein- 
bart wird. Durdi entsprechende Vereinbarungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmern können mithin audi für Kran- 
kenschwestern, die in nicht tarifgebundenen Krankenanstalten 
beschäftigt sind, die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit der 
an sie gezahlten Zuschläge für Nachtarbeit geschaffen werden. 
Schwierigkeiten können sich dabei allerdings in den Fallen erge- 
ben, in denen aus besonderen Gründen eine Tarifunterstellung 
nicht möglich ist. 


1. Hält die Bundesregierung die untersdiiedlidie Behandlung der 
Krankensdiwestern bezüglich der Besteuerung der Nachtzuschläge 
unabhängig davon, daß der § 34 a EStG audi in der gewerblidien 
Wirtsdiaft Anwendung findet, noch mit dem Gleidibehandlungs- 
grundsatz vereinbar? 

Die Vorschrift des § 34a FStG und ihre Auslegung durch die Redit- 
sprechung des BFH verstößt nicht gegen den Gleichheitsgrundsatz 
des Artikels 3 Abs. 1 des Grundgesetzes, weil sie die Steuerfreiheit 
der Zuschläge davon abhängig macht, daß das Arbeitsverhältnis 
tarifgebunden oder tarifunterslellt ist. Die in § 34a EStG getroffene 
Regelung ist eine aus arbeits- und sozialpolitischen Gründen ge- 
troffene Sonderregelung, durdi die bestimmte Einnahmen, die 
dem Grunde nach Arbeitslohn darstellen, steuerfrei gestellt 
werden. Der Gleichheitssatz wird nach der Rechtsprediung des 
Bundesverfassungsgerichts durdi eine Sonderregelung nur dann 
verletzt, wenn sich ein vernünftiger, aus der Natur der Sache sich 
ergebender oder sonstwie einleuchtender Grund für die gesetz- 
liche Differenzierung nicht finden läßt, d. h. wenn die Regelung als 
willkürlich bezeidinet werden muß [BVerfGE 12, 341 (348)]. Der 
Gesetzgeber konnte im Rahmen seines Ermessens jedoch ohne 
Willkür die Steuerfreiheit der Zuschläge auf die gesetzlichen und 
tariflichen Zuschläge beschränken. Diese Abgrenzung bietet sich 
an, um der Willkür entzogene objektive Merkmale für die Steuer- 
befreiung zu gewinnen und eine einfadte und gleidimäßige Be- 
steuerung zu ermöglidien. Zugleich wollte der Gesetzgeber durch 
die Begrenzung auf gesetzliche und tarifliche Zuschläge sicher- 
stellen, daß nur echte Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeits- 
zuschläge unter die Steuerbefreiung fallen. 

Zusammenfassend ist festzustellen, daß die Vorsdirift des 
§ 34 a EStG und ihre bisherige Auslegung durch den Bundesfinanz- 
hof nicht gegen den Gleichheitssatz des Artikels 3 Abs. 1 des 
Grundgesetzes verstößt. 
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2. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die Gewährung von 
Nachtwadienzusdilägen in nidit tariflidi gebundenen Kranken- 
anstalten ebenfalls unter § 34 a EStG fallen zu lassen? 

Gleidiwohl wird nicht verkannt, daß in gewissen Einzelfälien, in 
denen — wie bei den nicht tarifgebundenen Krankenanstalten — 
eine Tarifunterstellung nicht möglich ist, die der Vorschrift durdi 
den Bandeshnanzliot gegebene Auslegung zu unbefriedigenden 
Ergebnissen führen kann. Die Bundesregierung wird deshalb 
prüfen, ob durch eine Änderung der Rechtsauslegung oder eine 
Gesetzesänderung eine Lösung gefunden werden kann. 


Strauß 
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